
Satzung der 

Ceritech AG 

A. Allgemeine Bestimmungen 

§1 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma 

Ceritech AG 

(„Gesellschaft"). 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Leipzig. 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§2 

Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft sind die Aufsuchung, Gewinnung 
und Vermarktung von Edelmetallen, Batteriemetallen und anderen industriell ge-
nutzten Metallen sowie die Beteiligung an Unternehmen, die solche Metalle aufsu-

 

chen, gewinnen und vermarkten. 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen und Maßnahmen berechtigt, die unmittel-
bar oder mittelbar der Erreichung des Unternehmensgegenstandes förderlich er-

 

scheinen. 

(3)  Die Gesellschaft kann im In- und Ausland Tochtergesellschaften oder Zweignieder-
lassungen errichten sowie sich an anderen Unternehmen beteiligen oder deren 
Geschäfte führen. Die Gesellschaft kann Unternehmen erwerben oder sie veräu-
ßern, sie unter einheitlicher Leitung zusammenfassen und Unternehmensverträge 
im Sinne von §§ 291, 292 AktG mit ihnen schließen oder sich auf die Verwaltung 
der Beteiligung beschränken. 

§3 

Bekanntmachungen und Mitteilungen 
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(1) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. 

(2) Informationen an Aktionäre können auch mittels elektronischer Medien übermittelt 
werden. 

B. Grundkapital und Aktien 

§4 

Grundkapital 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 259.368,00 (in Worten: Euro 
zweihundertneunundfünfzigtausenddreihundertachtundsechszig). 

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 259.368 (in Worten: zweihundertneunundfünfzig-
tausenddreihundertachtundsechszig) Aktien ohne Nennbetrag (Stückaktien). 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 19. No-
vember 2025 das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu EUR 129.684,00 durch 
ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Stückaktien ge-
gen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes Kapital gemäß 
§§ 202 ff. AktG, Genehmigtes Kapital 2020). 

Wird das Grundkapital gegen Bareinlagen erhöht, ist den Aktionären ein Bezugs-
recht einzuräumen. Sie können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten 
oder einem oder mehreren nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen übernommen 
werden mit der Verpflichtung, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittel-

 

bares Bezugsrecht). 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre bei Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen in Höhe von bis zu 10 
Prozent des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder — falls dieser 
Wert geringer ist — im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung 
auszuschließen. Bei einem solchen Ausschluss des Bezugsrechts darf der Aus-
gabebetrag der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreiten (§ 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Auf die genannte Zehn-Prozent-Grenze sind Aktien so-
wie Rechte, die zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigten oder zu ihm 
verpflichten, anzurechnen, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 
2020 bis zur Ausgabe der neuen Aktien unter diesem genehmigten Kapital jeweils 

(3) 
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unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder entsprechend 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre bei Aktienausgabe gegen Sacheinlage zur Gewährung von Aktien 
an der Gesellschaft zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmens-
teilen, Beteiligungen an Unternehmen und/oder Rohstofflagerstätten oder sonsti-
ger Vermögensgegenstände auszuschließen. 

Der Vorstand wird zudem ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre bei Aktienausgabe zur Durchführung einer sogenannten 
Wahldividende, bei der den Aktionären angeboten wird, ihren Dividendenan-
spruch wahlweise gegen Sacheinlage gegen Gewährung neuer Aktien in die Ge-
sellschaft einzulegen, auszuschließen. Schließlich wird der Vorstand ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei Ausgabe 
von Aktien an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 
einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen, sowie an Organmitglieder von 
mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen auszuschließen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren In-
halt der Aktienrechte und die weiteren Einzelheiten der Durchführung der Kapital-
erhöhung festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 4 Abs. 
3 der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapi-
tals 2020 und - falls das Genehmigte Kapital 2020 bis zum 19. November 2025 
nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden ist - nach Ablauf der Ermächti-
gungsfrist anzupassen. 

§5 

Aktien 

(1) Die Stückaktien lauten auf den Namen. 

(2) Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung dar-
über, ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf Namen lauten sollen, so lauten sie 
auf den Namen. 

(3) Bei einer Erhöhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abwei-
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chend von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden. 

§6 

Form der Aktienurkunden, Ausschluss der Verbriefung 

(1) Die Form und der Inhalt der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteils- und Erneue-
rungsscheine setzt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats fest. Das glei-
che gilt für andere von der Gesellschaft ausgegebene Wertpapiere. Die Aktienur-
kunden sind von den Mitgliedern des Vorstands in vertretungsberechtigter Zahl und 
vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu unterzeichnen. 

(2) Der Anspruch eines Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils sowie etwaiger Ge-
winnanteile ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig und eine Verbrie-
fung nicht nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an der die 
Aktien zugelassen sind. 

C. Verfassung und Verwaltung der Gesellschaft 

§7 

Organe 

Organe der Gesellschaft sind: 

der Vorstand, 

der Aufsichtsrat und 

die Hauptversammlung 

I. Der Vorstand 

§8 

Zusammensetzung des Vorstands 

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Der Aufsichtsrat be-
stimmt die Zahl der Mitglieder des Vorstandes. Auch wenn das Grundkapital mehr 
als drei Millionen Euro beträgt, kann der Aufsichtsrat bestimmen, dass der Vorstand 
nur aus einer Person besteht. 

(2) Falls der Vorstand aus mehreren Personen besteht, kann der Aufsichtsrat ein Mit-
glied des Vorstandes zum Vorsitzenden und eines zum stellvertretenden Vorsit-
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zenden des Vorstandes ernennen. Es können stellvertretende Vorstandsmitglieder 
bestellt werden. 

§9 

Geschäftsordnung und Beschlussfassung des Vorstands 

(1) Bei Abstimmungen im Vorstand entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-
schlag. Ihm obliegt auch die Leitung der Vorstandssitzungen. 

(2) Der Vorstand kann sich, soweit der Aufsichtsrat nicht seinerseits von seinem ent-
sprechenden Recht Gebrauch gemacht hat, selbst einstimmig eine Geschäftsord-
nung geben, die der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf. 

§10 

Vertretung der Gesellschaft 

(1) Wenn der Vorstand der Gesellschaft nur aus einer Person besteht, wird die Gesell-
schaft durch den Alleinvorstand vertreten. Wenn der Vorstand der Gesellschaft aus 
zwei oder mehr Vorstandsmitgliedern besteht, wird die Gesellschaft gesetzlich 
durch zwei Mitglieder des Vorstands gemeinschaftlich oder durch ein Mitglied des 
Vorstands in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. 

(2) Der Aufsichtsrat kann einzelnen oder sämtlichen Mitgliedern des Vorstands Einzel-
vertretungsbefugnis erteilen und einzelne oder sämtliche Mitglieder des Vorstands 
von dem Verbot der Mehrvertretung (§ 181 2. Alternative BGB) befreien, wobei 
§ 112 AktG unberührt bleibt. 

§11 

Geschäftsführung 

(1) Der Vorstand leitet die Gesellschaft und führt deren Geschäfte nach Maßgabe der 
Gesetze, der Satzung und der Geschäftsordnung. Er ist gegenüber der Gesell-
schaft verpflichtet, die Beschränkungen einzuhalten, die die Satzung oder der Auf-
sichtsrat für den Umfang seiner Geschäftsführungsbefugnis festgesetzt haben oder 
die sich aus einem Beschluss der Hauptversammlung gemäß § 119 Abs. 2 AktG 
ergeben. 
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(2) Welche Maßnahmen der Geschäftsführung der Zustimmung des Aufsichtsrates be-

dürfen, legt der Aufsichtsrat in der Geschäftsordnung für den Vorstand fest. 

II. Der Aufsichtsrat 

§12 

Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. 

(2) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte Ge-

schäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem 

die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Wenn ein Aufsichtsratsmitglied vor 

Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, erfolgt die Wahl eines Nachfolgers für den 

Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds, sofern die Haupt-

versammlung keine längere Amtszeit beschließt. 

(3) Mit der Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied ge-

wählt werden, welches Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das Aufsichtsratsmit-

glied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet. Das Amt des in den Aufsichtsrat 

nachgerückten Ersatzmitglieds erlischt, wenn ein Nachfolger für das ausgeschie-

dene Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit 

des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. 

(4) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt ohne wichtigen Grund durch eine an den 

Vorsitzenden des Aufsichtsrats und den Vorstand zu richtende schriftliche Erklä-

rung mit einer Frist von mindestens zwei Monaten niederlegen. Mit Zustimmung 

des Vorsitzenden des Aufsichtsrats kann von der Einhaltung dieser Frist abgese-

hen werden. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ist die Niederlegung jederzeit 
möglich. 

§13 

Vorsitz im Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertre-

tenden Vorsitzenden. 
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(2) Die Wahl erfolgt in der ersten Sitzung des Aufsichtsrats, nachdem die von der 
Hauptversammlung zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder bestellt worden sind. 

(3) Ergibt sich bei der Wahl des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters in der ersten 
Abstimmung keine einfache Stimmenmehrheit, so findet eine engere Wahl zwi-
schen denjenigen beiden Bewerbern, welche die meisten Stimmen auf sich vereini-
gen, statt. Ergibt sich beim zweiten Wahlgang (engere Wahl) Stimmengleichheit, so 
zählt die Stimme des an Lebensjahren ältesten Mitglieds des Aufsichtsrats zwei-
fach. 

(4) Das Ausscheiden des Vorsitzenden aus seinem Amt vor Ablauf der Amtszeit be-
rührt die Fortdauer des Amtes des Stellvertreters nicht. Das gleiche gilt umgekehrt. 
Scheidet der Vorsitzende oder Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem 
Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amts-
zeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

§14 

Geschäftsordnung des Aufsichtsrats 

Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und dieser Satzung eine 
Geschäftsordnung geben. 

§15 

Einberufung des Aufsichtsrats 

(1) Die Einberufung des Aufsichtsrats erfolgt durch den Vorsitzenden oder im Falle 
seiner Verhinderung durch seinen Stellvertreter. Die Einberufung kann schriftlich, 
fernschriftlich, fernkopiert, fernmündlich, telegraphisch oder per e-mail erfolgen. Die 
Einberufung hat mit einer Frist von vierzehn Tagen zu erfolgen. Bei der Berech-
nung der Frist wird der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung 
nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen. 
Der Vorsitzende kann eine einberufene Sitzung aufheben oder verlegen. 

(2) Mit der Einberufung des Aufsichtsrats sind die Gegenstände der Tagesordnung 
mitzuteilen. Beschlussanträge sind so rechtzeitig und in einer Form zu übersenden, 
dass eine schriftliche Stimmabgabe möglich ist. 

(3) Nach Ablauf der Einberufungsfrist vorgenommene Ergänzungen oder Änderungen 
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der Tagesordnung sind zulässig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats widerspricht. 

§16 

Beschlussfassung des Aufsichtsrats 

(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Der Vorsit-

 

zende bestimmt die Reihenfolge, in der Tagesordnungspunkte verhandelt werden, 
sowie die Art der Abstimmung. Zu Gegenständen der Tagesordnung, die nicht mit 
der Einberufung mitgeteilt worden sind, können Beschlüsse nur dann gefasst wer-
den, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist 
in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, der Beschlussfassung innerhalb einer 
vom Vorsitzenden bestimmten, angemessenen Frist nachträglich zu widerspre-
chen; der Beschluss wird erst wirksam, wenn kein abwesendes Mitglied innerhalb 
der Frist widersprochen hat. 

(2) Außerhalb von Sitzungen sind schriftliche, telegraphische, fernschriftliche, fernko-
pierte, fernmündliche oder per e-mail gefasste Beschlussfassungen — auch in kom-
binierter Form — zulässig, wenn dies vom Vorsitzenden im Einzelfall bestimmt wird. 
Fernmündliche Stimmabgaben sind unverzüglich durch das abstimmende Auf-
sichtsratsmitglied schriftlich, fernschriftlich, fernkopiert, telegraphisch oder per e-
mail zu bestätigen. Außerhalb von Sitzungen gefasste Beschlüsse werden vom 
Vorsitzenden schriftlich festgestellt und allen Mitgliedern zugeleitet. 

Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn die Hälfte seiner Mitglieder (mindestens 
jedoch drei Mitglieder) an der Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt 
auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der 
Stimme enthält. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an Abstimmungen des 
Aufsichtsrates dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder 
schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen. 

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der einfachen Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, soweit nicht gesetzlich eine andere Mehrheit vorgeschrieben ist. 

§17 

Niederschrift über Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats 

(1) Über Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der Vorsit-
zende zu unterzeichnen hat. In der Niederschrift sind der Ort und Tag der Sitzung, 
die Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der 

(3) 
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Verhandlungen und die Beschlüsse des Aufsichtsrats anzugeben. Jedem Mitglied 
des Aufsichtsrats ist eine vom Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung von 
seinem Stellvertreter unterzeichnete Abschrift der Sitzungsniederschrift zuzuleiten. 

(2) Für Beschlüsse des Aufsichtsrats, die außerhalb von Sitzungen gefasst werden, gilt 
Absatz (1) entsprechend mit der Maßgabe, dass in der Niederschrift auch die Art 
des Zustandekommens der gefassten Beschlüsse anzugeben ist. 

(3) Der Vorsitzende ist ermächtigt, die zur Durchführung der Beschlüsse des Aufsichts-
rats und seiner Ausschüsse erforderlichen Erklärungen abzugeben und entgegen-
zunehmen, sofern die Durchführung dem Aufsichtsrat obliegt. Im Falle der Verhin-
derung des Vorsitzenden hat sein Stellvertreter diese Befugnisse. 

§18 

Aufgaben des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch das Gesetz, die Sat-
zung oder in sonstiger Weise zugewiesen werden. Die Mitglieder des Aufsichtsrats 
sind nicht an Aufträge und Weisungen gebunden. 

(2) Der Aufsichtsrat kann dem Vorstand eine Geschäftsordnung geben. 

(3) Der Aufsichtsrat ist zur Vornahme von Satzungsänderungen berechtigt, die nur die 
Fassung betreffen. 

§19 

Vertraulichkeit 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt 
über vertrauliche Angaben und Geheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Auf-
sichtsrat bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren. Will ein Mitglied des Auf-
sichtsrats Informationen an Dritte weitergeben, von denen nicht mit Sicherheit aus-
zuschließen ist, dass sie vertraulich sind oder Geheimnisse der Gesellschaft betref-
fen, so ist es verpflichtet, den Vorsitzenden vorher zu unterrichten und ihm Gele-

 

genheit zur Stellungnahme zu geben. 

(2) Ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder haben alle in ihrem Besitz befindlichen ver-
traulichen Unterlagen der Gesellschaft an den Aufsichtsratsvorsitzenden zurückzu-
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geben. 

§ 20 

Vergütung des Aufsichtsrats 

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine Vergütung, deren Höhe von der Haupt-
versammlung festgelegt wird. Gehört ein Mitglied dem Aufsichtsrat nur einen Teil 
des Geschäftsjahres an, bestimmt sich die Vergütung pro rata temporis. 

(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Doppelte der vorgenannten Vergü-
tung. 

(3) Darüber hinaus erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrates Ersatz ihrer Auslagen 
sowie des eventuell auf die Aufsichtsratsvergütung entfallenden Mehrwertsteuerbe-
trages, soweit sie berechtigt sind, der Gesellschaft die Umsatzsteuer gesondert in 
Rechnung zu stellen und dieses Recht ausüben. 

III. Die Hauptversammlung 

§21 

Ort der Hauptversammlung 

Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder in einer deutschen Großstadt mit 
mehr als 100.000 Einwohnern statt. 

§ 22 

Einberufung der Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung wird vom Vorstand und in den gesetzlich vorgesehenen 
Fällen vom Aufsichtsrat einberufen. 

(2) Die Hauptversammlung ist — soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist — 
mindestens dreißig Tage vor dem Tag der Versammlung einzuberufen. Der Tag der 
Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind nicht mitzurechnen. Diese 
Einberufungsfrist verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist gemäß nachfolgen-

 



dem Absatz (3). 

(3) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts und 
der sonstigen Rechte sind die Aktionäre zugelassen, die am Tage der Hauptver-
sammlung im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind und sich gemäß den 
nachfolgenden Regelungen rechtzeitig angemeldet haben. Aktionäre, die an der 
Hauptversammlung teilnehmen oder das Stimmrecht ausüben wollen, müssen sich 
vor der Versammlung bei der Gesellschaft anmelden. Die Anmeldung muss der 
Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse in deutscher 
oder in englischer Sprache in Textform oder in einer gegebenenfalls in der Einberu-
fung näher zu bestimmenden anderen (gegebenenfalls auch elektronischen) Form 
mindestens sechs Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist 
nicht mitzurechnen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessen-
de Frist vorgesehen werden. Die Einzelheiten über die Anmeldung sind in der Ein-

 

berufung mitzuteilen. 

(4) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Vollmacht ist 
schriftlich (§ 126 BGB), per Telefax oder auf einem von der Gesellschaft näher zu 
bestimmenden elektronischen Weg zu erteilen. Die Einzelheiten für die Erteilung 
dieser Vollmachten werden zusammen mit der Einberufung bekannt gemacht. 

§ 23 

Stimmrecht in der Hauptversammlung 

In der Hauptversammlung gewährt jede Stückaktie eine Stimme. 

§ 24 

Leitung der Hauptversammlung 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder 
ein anderes von ihm bestimmtes Aufsichtsratsmitglied. Ist weder der Vorsitzende 
noch ein von ihm hierfür bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied anwesend, so 
ist der Versammlungsleiter von den Aktionären unter Leitung des ältesten Aktionärs 
bzw. ältesten Vertreters eines Aktionärs zu wählen. 

(2) Der Vorsitzende der Hauptversammlung leitet die Versammlung, bestimmt die Rei-
henfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung behandelt werden, sowie die 
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Art, Form und Reihenfolge der Abstimmungen. Er kann auch festlegen, dass meh-
rere Abstimmungen in einem Sammelgang zusammengefasst werden oder dass 
das Ergebnis der Abstimmungen im Subtraktionsverfahren durch Abzug der Ja-
oder Nein-Stimmen und der Stimmenthaltungen von den den Stimmberechtigten 
insgesamt zustehenden Stimmen ermittelt wird. Der Vorsitzende der Hauptver-
sammlung kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen be-
schränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung oder 
während ihres Ablaufs einen zeitlich angemessenen Rahmen für den ganzen 
Hauptversammlungsverlauf, für den einzelnen Tagesordnungspunkt oder für den 
einzelnen Redner zu setzen. 

(3) Der Vorstand oder der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder 
teilweise Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher 
zu bestimmenden Weise zuzulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form er-
folgen, zu der die Öffentlichkeit uneingeschränkten Zugang hat. 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre an der Hauptversamm-
lung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teil-
nehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege 
elektronischer Kommunikation ausüben können. Der Vorstand ist auch ermächtigt, 
Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Teilnahme und der Rechts-
ausübung nach Satz 1 zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptver-
sammlung bekannt gemacht. 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne 
an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer 
Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, 
Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Briefwahl nach Satz 1 zu tref-
fen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

§ 25 

Beschlussfassung der Hauptversammlung 

(1) Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehr-
heit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst, falls nicht 
das Gesetz oder diese Satzung zwingend etwas anderes vorschreiben; das Erfor-
dernis der einfachen Mehrheit gilt auch — soweit gesetzlich zulässig — für Sat-
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zungsänderungen und Kapitalmaßnahmen. 

(2) Wird bei einer Wahl im ersten Wahlgang keine Mehrheit im Sinne von Absatz (1) 
erzielt, so findet in einem zweiten Wahlgang eine Stichwahl zwischen den Vorge-
schlagenen statt, denen im ersten Wahlgang die beiden größten Stimmenzahlen 
zugefallen sind. Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit zwischen bei-
den Bewerbern, so entscheidet das durch den Vorsitzenden zu ziehende Los. 

D. Sonstiges 

§ 26 

Gewinnverwendung 

Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie einen Teil des 
Jahresüberschusses, höchstens jedoch die Hälfte, in andere Gewinnrücklagen einstellen. Sie 
sind darüber hinaus ermächtigt, weitere Beträge bis zu 100 % des Jahresüberschusses in 
andere Gewinnrücklagen einzustellen, solange und soweit die anderen Gewinnrücklagen die 
Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen und auch nach der Einstellung nicht übersteigen 
würden. Bei der Errechnung des in andere Gewinnrücklagen einzustellenden Teils des Jah-
resüberschusses sind Beträge, die in die gesetzliche Rücklage einzustellen sind, und ein Ver-
lustvortrag vorab vom Jahresüberschuss abzuziehen. 

§ 27 

Gründungsaufwand 

Die Gründungskosten der Gesellschaft trägt die FORATIS AG. 



Dr. Stefan Fellmeth 
Q 7, 23, 68161 Mannheim 

Tel. 0621 / 860 862-0 * Fax: 0621/860 862-89 * E-Mail: kanz1eignotariat-q7.de 

Satzungsbescheinigung nach § 181 Abs. 1 Satz 2 AktG 

Ich bescheinige hiermit, dass die geänderten Bestimmungen der vorstehenden Satzung der 

Ceritech AG 

mit Sitz in Leipzig — Amtsgericht Leipzig HRB 30606 - mit dem Beschluss über die Satzungsände-

rung in meiner Urkunde vom 20.11.2020 - UR-Nr. 1967/20 F - übereinstimmen und die unverän-

derten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut 

der Satzung. 

Mannheim, den 16. Februar 2021 

Dr. tefan Fe eth 
Notar 
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